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Begriffsverwendungen 
Der Eigenständigkeitsanspruch einer wIssenschaftlichen Disziplin läßt 
sich an drei Merkmalen festmachen : an dem durch das Fach im Rahmeil 
der wissenschaftlichen Arbeitsteilung anerkanntermaßen beanspruchten 
Gegenstandsbereich; an den fachspezifischen Forschungszielen und den 
zu ihrer Erreichung eingesetzten -+Methoden sowie am Vorhandensein 
eines anerkannten Kanons von Lehrsätzen, die die Untersuchungen der 
wissenschaftlichen Gemeinschaft auf bestimmte inhaltliche Probleme 
ausrichten. An diesen Kritenen gemessen. stellt sich die -+Politikwissen-
schaft nicht als eine homogene wIssenschaftliche Disziplin dar. Am ehe-
sten läst sich eine Einigung tiber den Gegenstand der Politikwissenschaft 
erzielen. Als Politik bezeichnet man denjemgen Teilbereich der Gesell-
schaft, in dem die für dIe Gesamtgesellschaft verbindhchen Entscheidun-
gen hergestellt werden . Hinsichtlich der Ziele und der Methoden gehen 
die Vorstellungen der Fachvertreter weit auseinander, und noch weniger 
existiert ein Fundus allgemein anerkannter Lehrsätze. 
In dieser Situation sind einheitliche Vorstellungen von der Bedeutung 
des Begriffs <politische T, nicht zu erwarten. Im engeren Sinne verstehen 
wir darunter ein spezielles politikwissenschaftliches Teilgebiet, das sich im 
Rahmen der innerfachlichen Arbeitsteilung als einer von mehreren Kern-
bereichen politikwissenschaftlicher Lehre und Forschung herausbildete. 
Im weiteren Sinne bezeichnet der Begriff "a more interdisciplinary body 
of literature, activity and intellectual community» (Gunnell, in Finifter 
1983, S. 3). Der Begriff politische T wird nachfolgend in seiner weiteren 
Bedeutung gebraucht. Dies ist sinnvoll, weil theoretische Probleme nicht 
nur in einer abgrenzbaren Teildisziplin unseres faches auftauchen, son-
dern auf allen Forschungsgebieten, z. B. der politischen Institutionen-
lehre, der politischen Soziologie oder der Lehre von den internationalen 
Beziehungen. 
Die Aufgabe politischer T im Forschungsprozeß besteht darin, politi-
sche Sachverhalte und Zusammenhänge verständlich zu machen. Im Un-
terschied zum Alltagswissen müssen Tn auf Grund bestimmter Standards 
von der wissenschaftlichen Gemeinschaft als angemessene Interpreta-
tionen politischer Realität akzeptiert werden. Die Kriterien, nach denen 
eine Interpretation als akzeptabel gilt, sind Gegenstand fachinterner 
Kontroversen. 
Verwendungszusammenhänge 
• Methodologische Streitfragen: Soll die politische T. ihre Aufgabe, zum 
Verständnis politischer Gegebenheiten beizutragen, systematisch und in 
kontrollierter Form erfüllen, dann benötigt sie wissenschaftliche Ziele 
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und Standards, an denen sich die Aktivitäten der Forscher orientieren 
können. Vor jeder inhaltlichen Auseinandersetzung mit politischer Reali-
tät stellt sich folglich die metatheoretische Frage nach den politikwissen-
schaftlichen Forschungszielen. Für empirisch orientierte Wissenschaftler 
resultiert die Festlegung solcher Ziele und Standards aus einer rationalen 
Übereinkunft der Beteiligten . GeisteswIssenschaftlich ausgerichtete So-
zialwissenschaftler vertreten demgegenuber die Auffassung, die wissen-
schaftliche Begriffsbildung, die Auswahl der Forschungsmethoden und 
der Aufbau einer T. dürften nicht ausschließlich aus methodologischen 
Überlegungen folgen, es seien dabei vielmehr die Besonderheiten des 
untersuchten Objektbereichs in Rechnung zu stellen. 
Auch wenn die Bezeichnung der politischen T. als System mit der politi-
schen Wirklichkeit interpretierender Aussagen konsensfähig ist, so hat 
man damit keineswegs über die strukturellen Eigenschaften solcher Aus-
sagen entschieden. Spätestens seit der Behavioralismus-Kontroverse in 
der amerikanischen Politikwissenschaft der 50er Jahre sind einige Grund-
fragen wissenschaftlicher T.-Bildung umstritten. Entsprechend werden 
ganz unterschiedlich strukturierte Aussagensysteme als politikwissen-
schaftliche T.n bezeichnet. 
Das wichtigste Merkmal realwissenschaftlicher Theorien ist ihr Reali-
tätsbezug. Nach den Vorstellungen empirischer Wissenschaftler können 
nur solche Aussagen einen T.-Status beanspruchen, die prinzipiell an Tat-
sachenwahrnehmungen scheitern können, d. h. empirisch prüfbar sind. 
Kritiker halten dem entgegen, nicht alle sozialwissenschaftlieh relevanten 
Phänomene ließen sich auf Beobachtungsdaten zurückführen, insbeson-
dere gelte dies für Sinn- bzw. Wertfragen. Bis heute ist es umstritten, ob 
die Klärung metaphysischer Fragen zu den Aufgaben der Politikwissen-
schaft gehört und ob das Fach neben der Beschreibung und Erklärung 
politischer Ereignisse bewertend zu ihnen Stellung nehmen sollte. Wir 
können in diesem Sinne zwischen empirisch-kognitiven und normativen/ 
metaphysischen T.n unterscheiden. Erstere enthalten ausschließlich em-
pirisch prüfbare Aussagen, die der Beschreibung und Erklärung der poli-
tischen Wirklichkeit dienen. Normative T.n informieren gleichfalls über 
politische Wirklichkeit. Darüber hinaus beanspruchen sie, wissenschaft-
lich begründbare Werturteile über politische Phänomene liefern zu kön-
nen, die häufig metaphysisch (z. B. religiös) begründet sind. 
In engem Zusammenhang mit dem Normativismus-Problem steht das 
des Praxisbezuges wissenschaftlicher T.n. Empirische T.n sind auf Grund 
ihrer logischen Struktur prognostisch und technologisch verwendbar. Sie 
zeigen der Praxis alternative Handlungsmöglichkeiten auf. Die technolo-
gische Nutzung theoretischer Erkenntnisse gehört in der Sicht der Erfah-
rungswissenschaftier zum Verwendungszusammenhang von T.n, nicht zu 
ihrem Begründungszusarnmenhang. Für die praktische Anwendung von 
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T.n sind Gesichtspunkte der sozialen Verantwortung des Wissenschaft-
lers und der Institution Wissenschaft maßgeblich, nicht wissenschafts-
immanente Standards. 
Eine solche Trennung zwischen der <reinen T.> und ihrer praktischen 
Anwendung halten Verfechter einer normativ-pragmatischen Politikwis-
senschaft weder für möglich noch für erstrebenswert. Sie betrachten wis-
senschaftliche Forschung als einen Bestandteil gesellschaftlicher Praxis. 
In der Tradition der aristotelischen Wissenschaftslehre unterscheidet man 
ausdrücklich zwischen theoretischen (Logik, Mathematik) und prakti-
schen Wissenschaften. Zu letzteren gehört neben der Ethik und der Öko-
nomik auch die Politik. Theoretische und praktische Wissenschaften 
unterscheiden sich durch die ihnen angemessenen Erkenntnisweisen. An-
hänger der traditionellen Politikwissenschaft in den Vereinigten Staaten 
grenzen die geisteswissenschaftliche <political philosophy> von der szienti-
stischen <political science> ab. Sie verstehen die Politikwissenschaft als 
ethisch fundierte Lehre von den Staatszwecken, der die Aufgabe obliegt, 
Prinzipien einer dem Wesen des Menschen angemessenen Form des Zu-
sammenlebens in der politischen Gemeinschaft zu entwerfen «ontolo-
gisch-normative> Politikwissenschaft ). 
Auch marxistische Sozialwissenschaftler bestreiten die Möglichkeit 
einer <rein theoretischen> Beschäftigung mit der Politik. T. ist für sie Pra-
xis in anderer Form. Insbesondere im Spätkapitalismus entwickle sich die 
Wissenschaft zur gesellschaftlichen Produktivkraft ersten Ranges. Die 
anspruchsvollste Auseinandersetzung mit dem Verhältnis zwischen T. 
und Praxis lieferte Habermas mit seiner Konzeption der erkenntnisleiten-
den -+Interessen. Ihre emanzipatorische Funktion erfüllt eine kritische, 
selbstreflexive T. der Gesellschaft, indem sie sich begreift «als ein notwen-
diges katalysatorisches Moment desselben gesellschaftlichen Lebenszu-
sammenhanges, den sie analysiert; und zwar analysiert sie ihn als einen 
integralen Zwangszusammenhang unter dem Gesichtspunkt seiner mög-
lichen Aufhebung» (Habermas). Die Gesichtspunkte für eine rationale 
Organisation der menschlichen Lebenspraxis gewinnt die kritische (dia-
lektisch-historische) T. aus einer Rekonstruktion der Gesetzmäßigkeiten 
geschichtlich-gesellschaftlicher Entwicklungsprozesse. 
Umstritten ist schließlich die Anwendbarkeit des Kausalitätsprinzips in 
der politischen Analyse. Die empirischen Sozialwissenschaften orientie-
ren sich am naturwissenschaftlichen Erkenntnisideal der kausalen Erklä-
rung singulärer Ereignisse mittels universeller Gesetze. Sie bedienen sich 
dabei teils deduktiv-nomologischer (Popper), teils induktiv-probabilisti-
scher Aussagensysteme. Geisteswissenschaftliche Fachvertreter setzen 
dem die Alternative des <Sinnverstehens> gegenüber. Soziale Tatbestände 
seien nicht als deterministische Ursache-Wirkungszusammenhänge zu 
analysieren, sondern in ihrer EinmaliJZkeit und Unwiederholbarkeit 
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durch intuitives Verstehen zu rekonstruieren. Für Hennis liegt der Schlüs-
sel zum Verständnis politischer Gegebenheiten nicht in ihren <causae>, 
sondern in ihrem <telos>, den Zielen und Zwecken (teleologische T.n). 
Habermas schlägt vor, die kausal wissenschaftliche Analyse durch herme-
neutische und dialektische Methoden zu ergänzen. Im erfahrungswissen-
schaftlichen Lager wurde die funktionale Analyse als methodische Alter-
native zur kausalen Erklärung entwickelt (Merton, Luhmann). In Anbe-
tracht des divergierenden wissenschaftlichen Standards kann man von 
einer einheitlichen Disziplin <Politikwissenschaft> kaum sprechen, son-
dern eher von einem Fach, dessen Zusammenhalt eher von institutionel-
len Zufälligkeiten als von einem einheitlichen theoretisch-methodischen 
Selbstverständnis geprägt ist. 
Begriffspräzisierung 
Bei der Auseinandersetzung mit inhaltlichen politikwissenschaftlichen 
Problemen verstärkt sich der Eindruck theoretischer Fragmentierung. 
Dies gilt selbst bei einer Beschränkung der Bestandsaufnahme auf neuere 
Entwicklungen der erfahrungswissenschaftlichen politischen T. 
Ihre stärksten theoretisch-methodischen Impulse erhielt die empiri-
sche Politikwissenschaft durch die< Verhaltenstheoretische Revolution>. 
Sie verfolgte das Ziel, die bis dahin dominierende Institutionenlehre und 
Ideengeschichte durch neue Gegenstände, Fragestellungen und Metho-
den zu ersetzen oder doch zumindest zu ergänzen. Zur Grundeinheit der 
politikwissenschaftlichen Analyse wurde das politische Verhalten von In-
dividuen erhoben. David Easton faßte das wissenschaftstheoretische Pro-
gramm des Behavioralismus in einem Acht-Punkte-Katalog zusammen. 
Er plädierte dabei für eine empirisch prüfbare T., die Aussagen über Ge-
setzmäßigkeiten des individuellen und kollektiven politischen Verhaltens 
enthalten sollte. Die Politikwissenschaft habe sich kontrollierter, standar-
disierter und intersubjektiv nachvollziehbarer, quantitativer Forschungs-
methoden zu bedienen. Zwischen Tatsachen und Werturteilen sei strikt zu 
unterscheiden, wobei eine Beschränkung auf erstere geboten sei. Easton 
empfahl weiter eine systematische Verknüpfung von T. und empirischer 
Analyse sowie eine Ausrichtung am Ideal kumulativer Forschung. Beim 
gegenwärtigen Entwicklungsstand des Faches sei der Grundlagenfor-
schung Priorität einzuräumen. In theoretischer wie in methodischer Hin-
sicht solle die Verhaltensforschung interdisziplinär angelegt sein (vgl. 
Easton, in Charlesworth 1967). 
Forschungsstand 
Zuerst nahm man die Realisierung dieses Programms in der Wahlfor-
schung in Angriff. Diese entwickelte sich während der vergangenen 40 
Jahre zum theoretisch und methodisch am weitesten fortgeschrittenen 
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Zweig der Sozialwissenschaft. Die Teilnahme an -+ Wahlen und die Ent-
scheidung für eine bestimmte -+Partei wurden als Effekte bestimmter 
Umwelt- und Persönlichkeitsfaktoren des Wählers angesehen (Campbell 
et al.; Lazarsfeld et al.). Die einschlägigen Erklärungsvariablen faßte 
man in mehr oder minder komplexen Modellen des Wählerverhaltens 
zusammen. Seit der Mitte der 60er Jahre gibt es verstärkte Anstrengun-
gen, die empirische Wahlverhaltensforschung in eine allgemeine Theorie 
rationalen politischen Verhaltens zu integrieren . Darüber hinaus übte die 
Wahlforschung eine starke Ausstrahlung auf weitere Forschungsgebiete, 
wie die empirische -+Partizipations-, Einstellungs- und Kommunika-
tionsforschung aus, die ihren systematischen Ausgang von wahlsoziologi-
schen Hypothesen nahmen. 
Die Analyse des Wählerverhaltens stellt ein Musterbeispiel für die von 
den Behavioralisten anvisierten <T.n mittlerer Reichweite> dar. Man ge-
langte durch die Verallgemeinerung von Einzelbefunden zu Aussagen 
über regelmäßig auftretende Verhaltensmuster und betrachtete diese als 
Bausteine für eine auf längere Sicht anzustrebende allgemeine T. politi-
schen Verhaltens. Dieselbe Strategie verfolgten weitere Strömungen 
innerhalb des Behavioralismus. Die empirische Modernisierungs- und 
Demokratietheorie suchte - auf der Makro-Ebene - nach den sozioökono-
mischen und soziokulturellen Bedingungen für das Entstehen und den 
Fortbestand demokratischer Regime (Lipset; Dahl; Cnudde; Neubauer) . 
Auf diesem Gebiet blieb eine breite Rezeption der ersten Forschungs-
impulse jedoch aus. Entsprechend sind bis zur Gegenwart nur beschei-
dene theoretisch-methodische Fortschritte zu verzeichnen. Erst in neue-
ren Arbeiten, u. a. von Lijphart und Powell , deutet sich das wiederaufle-
bende Interesse an empirischer Demokratietheorie an. 
Soweit die expandierende Policy-Forschung theoretische Ambitionen 
verfolgt und nicht lediglich auf dem Niveau deskriptiver Fallstudien ver-
bleibt, gehört sie gleichfalls zu den makropolitischen T.n mittlerer Reich-
weite (Dye; Sharkansky). Sie erklärt die Inhalte politischer Entscheidun-
gen, <policies> (Gesetze, Ausgaben) durch institutionelle (polity) und pro-
zessuale Merkmale des politischen Systems (politics) sowie durch die 
Konstellation sozio-ökonomischer Rahmenbedingungen. Diese Erklä-
rungen kommen allerdings häufig ex post zustande und basieren nicht 
immer auf expliziten und nachvollziehbaren theoretischen Überlegun-
gen. 
Bereits zu einem frühen Zeitpunkt bildete sich neben der empirischen 
eine primär theoretisch interessierte Richtung der Verhaltensschule aus. 
In diesen Zusammenhang gehört Eastons Entwurf einer T. des politi-
schen -+Systems auf behavioralistischer Grundlage. Sie knüpfte an Vor-
arbeiten aus der interdisziplinären Allgemeinen Systemtheorie sowie an 
die von Parsons entwickelte strukturfunktionale T. sozialer Handlungssy-
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steme an. Zum pohtl~chen Sy,tem rechnet Ea\ton uleJelllgen Inter-
aktIOnen. durch welche die autoritatlye VerteIlung göell<;chaftlicher 
Werte erfolgt. Pohtl,che Systeme stehen ab offene. d\ n<lnllsche und ziel-
genchtete Emhelten III elllem slandlgen Au<;tau,chprozeß mit Ihren Cm-
\\elten. 
Zwar fand dIe S\ stemtheone zunachst eine betrachtliche Röonanz 10 
der Politik\\ Issenschaft. doch blIeb ihr Ertrag fur dIe pohti\che T. und die 
empirische Forschung genng. ArbeIten auf dem GebIete der VergleIchen-
den Politik\\ Issenschaft. der empm,>chen Demokrauetheone und der Po-
hcy-Analyse yerwenden gelegentlich den Begnff\apparat der System-
theorie . Substantielle Fort~chritte \\ urden auf dem Wege zu elOer empI-
risch erk/arungskrafflgell allgemeinen T. de , polItischen S\stem, bislang 
nicht erzielt. 
\Vesenthch erfolgreIcher waren III dlöer H1l1slcht Bemuhungen um 
eine okonombche T. de, politIschen \'erhaltens (Pubhc Cholce-Theo-
rien, ~eue Poliu,che Okonomle). SIe ba,leren auf dem AXIOm der 
Zweck-Mittel-Rationahtat. dem zufolge ein Akteur in uer Lage i,t. dIe 
Ihm bekannten Handlungsalternatlvcn unter Koslen- oder ~ulzenge­
sichtspunkten in eine Rangordnung zu bringen und au, den verfugbaren 
Moglichkeiten diejelllge auszuwahlen. die semen Nutzen maximIert oder 
seine Kosten milllmlert. Die untersuchten Ent,cheldungssituationen va-
riieren im Hinblick auf dIe Zahl der Akteure. die dle,>en verfilgbaren In-
formationen. dIe zugelassenen Kommunikationsbeziehungen . die Ko-
operationsbereItschaft der BeteIlIgten. dIe TeilbarkeIt des ~lltzens usw. 
In den ersten Arbeiten (Parteien- und Wahlen'erhalten: Downs: innerad-
ministrative Entscheidungsprozesse : March , Si mon . Lllldblom) erfolgten 
keine systematischen empirischen Tests uer em,chlagigen Hypothesen. 
Man begnugte sich statt dessen mit empiri,chen IllustratIOnen der T. Mitt-
lerweIle wurde das AnwendungsgebIet betrachtlIch erweItert. etwa im 
Rahmen der SpIel theorie in der okonoml"chen Verfa,sungstheorie und 
der T. kollektiver Guter (Buchanan: Tullock : Olson). Besonder, vielver-
sprechend lassen sich Versuche an. die Annahmen der okonomlschen 
Verhaltenstheorie zu prazisieren, zu operationalisieren und sie empirisch 
zu testen. In der T. des Wahlerverhaltens gibt es hierzu mittlerweile zahl-
reiche Arbeiten (z. B. Riker; Ordeshook; Fiorina; Ferejohn). In der 
Analyse politischen Protestverhaltens spIelen die utilitaristischen Verhal-
tenstheorien gleichfalls eine wichtige Rolle (Muller: Opp). 
Forschungsperspektive 
Wie der ausschnitthafte ÜberblIck uber die Entwicklung einiger neuerer 
Ansätze zeigt, ist die Politikwissenschaft von emer allgemein akzeptier-
ten <T. der Politik, noch weit entfernt. Dem Ideal einer deduktiv-nomolo-
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gischen, empirisch bewährten Verhaltens- oder Systemtheorie entspricht 
keines der in diesem Beitrag vorgestellten Konzepte . Den größten empi-
rischen Gehalt weisen die verschiedenen middle-range-Theorien auf, ih-
nen fehlt jedoch die (gemeinsame) axiomatische Grundlage. Eine solche 
ist zwar bei der ökonomischen T. der Politik im Rationalitätsaxiom vor-
handen. Dies liefert allerdings ein extrem vereinfachtes Modell politi-
scher Realität, dessen empirischer Gehalt selbst von seinen Befürwortern 
eher zurückhaltend eingeschätzt wird. 
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